
gem. § 128 HGB einstehen. M bleibt Schuldner der gegen ihn
gerichteten Forderungen. Außerdem haftet er in seiner Ei-
genschaft als OHG-Gesellschafter gem. § 128 HGB.

E. FAZIT

Die §§ 25–28 HGB werfen eine ganze Reihe schwieriger
Rechtsfragen auf. Von den Studierenden kann nicht die

umfassende Kenntnis des jeweiligen Streitstandes mit all
seinen Details und Verästelungen erwartet werden. Not-
wendig ist jedoch ein Verständnis für die Grundstrukturen
der genannten Normen und die sichere Beherrschung der
juristischen Methoden. Mit diesem Rüstzeug lassen sich
Fälle, bei denen es auf die Haftung bei einem Wechsel des
Unternehmensinhabers entscheidend ankommt, zuverlässig
lösen.
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„Ein Wochenende in der Pfalz“

Gebrauchsüberlassung einer gemieteten / geliehenen Sache an Dritte, innerbetrieblicher Scha-
densausgleich, Pfändung von Arbeitslohn
Fortgeschrittene
180 Minuten
Gesetzestext BGB

& SACHVERHALT

Die 18-jährige Antoinette (A) lebt im Haushalt der Familie Fogelfau (F) aus Heidelberg als
Au-Pair-Mädchen. Die Einzelheiten ihres Aufenthalts sind in einem Vertrag zwischen Herrn
F und A niedergelegt. Demnach stellt die Familie A ein eigenes Zimmer sowie Verpflegung
zur Verfügung; zudem bekommt sie ein (vertraglich vereinbartes) „Taschengeld“ von
400 EUR im Monat. Im Gegenzug arbeitet sie im Haushalt der Familie mit, führt den Hund
spazieren und hilft den Kindern bei den Hausaufgaben. Als die Familie F über das Wochen-
ende mit dem Zug verreist, um ihre Verwandten in München zu besuchen, verabschiedet sich
Herr F von A mit den Worten: „Mach Dir auch ein schönes Wochenende. Und wenn Du mit
dem Auto einen Ausflug in die Gegend machen möchtest – nur zu. Amüsiere Dich gut!“

Die Familie F verfügt über zwei Fahrzeuge: einen Familienkombi, mit dem A in der Ver-
gangenheit bereits öfters Besorgungen für die Familie erledigt hat, und ein nagelneues Porsche
911 Turbo S Cabriolet, das der ganze Stolz von Herrn F ist und mit dem bislang niemand
außer ihm gefahren ist. Am Samstagmittag geht A in die Garage, wo beide Fahrzeuge geparkt
sind. A zögert kurz und entscheidet sich dann, den Schlüssel des (vollgetankten) Porsches an
sich zu nehmen; sodann fährt sie damit zu ihrem Freund Stefan (S). Gemeinsam machen beide
einen Ausflug in die Pfalz. S bittet A, auch einmal fahren zu dürfen. Im Gegenzug zahle er
auch die Spritkosten des gemeinsamen Ausflugs. A ist mit diesem Vorschlag einverstanden. S
fährt daraufhin und zahlt abends an der Tankstelle 75 EUR, um den Porsche wieder voll-
zutanken. Sodann setzt A den S zu Hause ab und fährt zurück zum Haus der Familie F. Bei
der Einfahrt in die Garage streift sie aus leichter Unachtsamkeit mit dem rechten Vorderrad
den Bordstein und beschädigt die Felge des Autos. Die Kosten für die Felgenreparatur
belaufen sich auf 275 EUR.

Als A die Geschichte Herrn F beichtet, ist dieser stinksauer: Zum einen finde er es „frech“,
dass A den Porsche anstelle des Kombis genommen habe. Jedenfalls sei er aber nicht damit
einverstanden, dass sie das Fahrzeug an S weiter „vermietet“ habe; mit seinem Porsche fahre
nur er und sonst niemand. Für den Schaden an der Felge müsse A natürlich ebenfalls gerade-
stehen.

Im nächsten Monat zahlt Herr F am Monatsanfang 50 EUR (statt der üblichen 400 EUR) an
A aus und erklärt, den Rest (275 EUR für die Felgenreparatur und 75 EUR, die sie von S

* Der Verfasser Behme ist Privatdozent für Bürgerliches Recht, Handelsrecht, deutsches, europäisches und internationales Gesell-
schaftsrecht, Kapitalmarktrecht an der Ludwig-Maximilians-Universität München und Vertreter des Lehrstuhls für Bürgerliches
Recht, Handels- und Wirtschaftsrecht, Rechtsvergleichung an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. Die Verfasserin
Schupeck ist LL.M.-Studentin am King’s College London.
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erhalten hat und die ihm zustünden, insgesamt also 350 EUR) ziehe er ihr vom Taschengeld
ab.

Hat A gegen Herrn F einen Anspruch auf Zahlung weiterer 350 EUR Taschengeld?

& LÖSUNG

A. ANSPRUCH ENTSTANDEN?

Der Anspruch auf Zahlung von Taschengeld ist iHv 400 EUR aufgrund der vertraglichen
Vereinbarung zwischen Herrn F und A entstanden und iHv 50 EUR durch Erfüllung gem.
§ 362 I BGB erloschen.

B. ANSPRUCH DURCH AUFRECHNUNG NACH § 389 BGB ERLOSCHEN?

Fraglich ist, ob der Anspruch iHv 350 EUR durch Aufrechnung gem. § 389 BGB erloschen
ist.

I. Aufrechnungserklärung

Herr F müsste die Aufrechnung gem. § 388 BGB gegenüber A erklärt haben. Die Erklärung
des Herrn F gegenüber der A, ihr monatliches Taschengeld aufgrund seiner Ansprüche gegen
sie um 350 EUR kürzen zu wollen, ist als Aufrechnungserklärung auszulegen (§ 133 BGB).

II. Aufrechenbare Ansprüche des Herrn F gegen A

Herr F müsste aufrechenbare Ansprüche gegen A haben.

1. Anspruch auf Zahlung von 75 EUR

Herr F könnte gegen A einen Anspruch auf Zahlung von 75 EUR haben.

a) Anspruch auf Schadensersatz aus § 280 I BGB

Ein solcher Anspruch könnte zunächst als Schadensersatzanspruch gem. § 280 I BGB beste-
hen. Hierfür müsste zwischen Herrn F und A ein Schuldverhältnis entstanden sein.

Herr F und A haben zunächst einen Au-Pair-Vertrag abgeschlossen. In Betracht kommt
außerdem ein Vertrag in Bezug auf die Überlassung „des Autos“, wobei es sich in Anbetracht
der Unentgeltlichkeit der Gebrauchsüberlassung nur um einen Leihvertrag iSd § 598 BGB
handeln kann. Für einen Vertragsschluss sind zwei korrespondierende Willenserklärungen
erforderlich. Herr F erteilte der A die Erlaubnis „mit dem Auto einen Ausflug in die Gegend
machen“ zu können. Hierbei könnte es sich aus der Sicht eines objektiven Erklärungsemp-
fängers um eine mit Rechtsbindungswillen getätigte Willensäußerung und damit um ein
Angebot zum Abschluss eines Leihvertrages handeln. Denkbar ist aber auch, dass die Erlaub-
nis zur Nutzung des Fahrzeugs eine bloße Gefälligkeit gegenüber der A darstellen sollte. Die
Abgrenzung zwischen einem Vertrag und einem Gefälligkeitsverhältnis erfolgt anhand der
Umstände des Einzelfalls. Hierbei wird eine Vielzahl von Indizien einbezogen. Von besonde-
rer Bedeutung sind dabei die wirtschaftliche Bedeutung und der Wert der überlassenen Sache
für den Geschäftsherrn. Umso höher der Wert ist, desto weniger kann davon ausgegangen
werden, dass die Sache ohne vertragliche Bindung überlassen werden soll (vgl. BGH NJW
1985, 1778 (1779)). Vorliegend handelt es sich um ein Auto, das in der Regel zu den wert-
vollsten Gegenständen im Eigentum einer Person zählt und für die Mobilität und Lebens-
gestaltung der Familie von hoher Bedeutung ist. Eine hiervon abweichende Situation bei der
Familie F ist nicht ersichtlich, und zwar unabhängig davon, ob sich die von Herrn F erteilte
Erlaubnis auf den Porsche, den Familienkombi oder auf beide Fahrzeuge bezog. Daher kann
die Äußerung des Herrn F, dass A das Auto nutzen könne, nur als eine Willensäußerung mit
Rechtsbindungswillen verstanden werden. Es handelte sich um ein Angebot zum Abschluss
eines Leihvertrages, das A durch die Nutzung des Fahrzeugs konkludent angenommen hat.
Mithin ist zwischen Herrn F und A ein Leihvertrag zustande gekommen.

Des Weiteren müsste A eine Pflicht aus einem der Verträge (Au-Pair-Vertrag oder Leih-
vertrag) verletzt haben. Vorliegend könnte A durch die Überlassung des Porsches an S ihre
Pflicht aus dem Leihvertrag gem. § 603 S. 1 BGB verletzt haben, von der Sache nicht anders
als vertragsmäßig vereinbart Gebrauch zu machen. Insbesondere beinhaltet diese Pflicht, dass
der Entleiher die entliehene Sache nicht ohne Erlaubnis des Verleihers einem Dritten über-
lassen darf, § 603 S. 2 BGB.

Abgrenzung Vertrag/
Gefälligkeitsverhältnis
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